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G eschäft Nr. 15-5708
Gem einde Buchs: Genehm igung eines G em eindeerlasses

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Stadträte

Sie haben uns in Nachachtung von Art. 31 des Baugesetzes (sGS 731.1; abgekürzt 
BauG) fo lgenden Erlass zur Genehm igung eingereicht:

•  Teilzonenplan "Bahnhofplatz - Rheincity 1. Etappe" Süd

1 Ausgangstage
Die Stadt Buchs beabsichtigt, das Bahnhofsareal neu zu entw ickeln. Das Gebiet soll einer 
gem ischten Nutzung mit Schwerpunkt W ohnen / D ienstleistungen zugeführt werden. In̂  
e inem  ersten Schritt wurde m it dem Teilzonenplan "Bahnhofplatz - Rheincity 1. Etappe" 
Nord der nördliche Teil des Bahnhofsareals der fünfgeschossigen Kernzone K5b zuge­
wiesen. Nun soll auch der südliche Teil der der fünfgeschossigen Kernzone K5b zugew ie­

sen werden.

Neben der Zonenzuweisung sollen auch die Festlegungen zum Schutz vor Lärm und 
nichtion isierender Strahlung gem äss dem Teilzonenplan Bahnhof (vom Baudepartem ent 
am 17. Mai 2002 genehmigt) aufgehoben werden.

Der vorliegende Teilzonenplan "Bahnhofplatz - Rheincity 1. Etappe" Süd wurde vom 
Stadtrat am 31 M ärz 2015 erlassen, vom 16. April bis 15. Mai 2015 öffentlich aufgelegt 
und vom 28. Mai bis 6. Juli 2015 dem fakultativen Referendum  unterstellt. Es gingen kei­
ne Einsprachen ein, das Referendum  wurde nicht ergriffen.

Der Erlass w urde m it Bericht vom 13. Februar 2015 von den kantonalen Fachstellen vor­
geprüft. Darin w urde festgehalten, dass aufgrund der gesetzlichen Grundlagen die Aufhe­
bung der Festlegungen zum Schutz vor Lärm und nichtion isierender Strahlung nicht zu­
lässig ist und solche Festlegungen auch im restlichen Gebiet zu erlassen sind.
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2 Erwägungen

2.1 Ortsplanung
Das Am t fü r Raum entw icklung und Geoinformation erwägt:

a) M it dem im Jahr 2014 revidierten Raumplanungsgesetz (SR 700; abgekürzt RPG) wird 
der Fokus in der Raumentw icklung noch stärker auf die Innenentw icklung und einen ent­
sprechend haushälterischen Umgang mit den Siedlungsreserven gelegt. Der Kanton 
St.Gallen passt den kantonalen Richtplan dem zufolge an. Die Gemeinden sind angehal­
ten, die Baulandreserven sorgfältig zu beplanen und eine haushälterische Bodennutzung 
grundeigentüm erverbindlich zu sichern. In Interessensabwägungen ist der Aspekt der 
Innenentw icklung fo lglich stärker zu gewichten.

b) Die st.gallische S iedlungspolitik trägt bereits länger dazu bei, nicht nur die vorhandenen 
Nutzungsreserven im weitgehend überbauten Gebiet auszuschöpfen, sondern auch die 
S iedlungsentw icklung auf die Knoten des öffentlichen Verkehrs auszurichten. Dazu hat 
d ie Regierung bereits im Jahr 2003 das R ichtplanblatt IV 13  'Nutzungsreserven in Bahn­
hofgebieten' erlassen. Darin w ird der Bahnhof Buchs als Bahnhofgebiet von kantonaler 
Bedeutung bezeichnet. An solchen Entw icklungsschwerpunkten an Bahnknoten sollen die 
vorhandenen Nutzungsreserven intensiver ausgenutzt werden.

c) Die Stadt Buchs arbeitet in der Ortsplanung im Allgem einen und insbesondere m it die­
sem Erlass gem äss diesen Planungszielen. Sie beabsichtigt, das zu entw ickelnde Bahn­
hofsgebiet m it der Hochhausplanung 'Chez Fritz' an das Stadtzentrum anzuschliessen. 
Dam it w ird städtebaulich und nutzungsm ässig eine verlängerte Stadtachse geschaffen 
und an den regionalen Knotenpunkt des öffentlichen Verkehrs angebunden.

d) Zw ischen den ortsplanerisch zweckm ässigen Innenentw icklungen an sehr zentralen 
und somit auch lärm belasteten Orten können sich Konflikte zw ischen einer ortsverträgli­
chen und integrativen baulichen Lösung sowie dem Schutz vor Lärm ergeben. Aus raum­
planerischer S icht ist nicht nachvollziehbar, weshalb der südliche Bereich (heute übriges 
G emeindegebiet, Bahnareal) m it der Zuweisung zu e iner Kernzone hinsichtlich den An­
forderungen des Lärmschutzes anders beurteilt werden soll als die bereits länger einer 
Nutzungszone zugewiesenen Teile des Bahnareals. Die g leichwertigen öffentlichen Inte­
ressen wie Innentw icklungen und Schutz vor Lärm sollen sich nicht gegenseitig b lockie­

ren.

2.2 Schutz vor Lärm
Das Amt fü r Um welt und Energie erwägt:

a) Gemäss A rt 29 Abs. 1 der Lärm schutz-Verordnung (SR 814.41; abgekürzt LSV) dürfen 
neue Bauzonen für Gebäude mit lärmempfindlichen Räumen und neue nicht überbaubare 
Zonen mit erhöhtem  Lärm schutzbedürfnis nur in Gebieten ausgeschieden werden, in de­
nen die Lärm im missionen die Planungswerte nicht überschreiten oder in denen diese 
W erte durch planerische, gestalterische oder bauliche Massnahmen eingehalten werden 

können.



b) Beim G ebiet m it der seit dem Zeitpunkt der Einzonung am 17. Mai 2002 bestehenden 
Schraffur "P lanungsw ert Lärm" ist die Schraffur beizubehalten, da dieses G ebiet nach 
Inkrafttreten des Um weltschutzgesetzes (1. Januar 1985) e ingezont wurde. Die Schraffur 
d ient dem Erkennen solcher nach dem 1. Januar 1985 eingezonten lärm belasteten Gebie­
te, die besondere Lärm schutzm assnahm en wie u.a. N utzungsanpassungen erfordern.

c) Gemäss Art. 21 BauG handelt es sich bei übrigem G em eindegebiet um keine Bauzone. 
V or der Einzonung w ar das betroffene P langebiet dem übrigen Gem eindegebiet und des­
halb nicht der Bauzone zugewiesen. Die Zuordnung zur G ewerbe-Industrie-Zone am 17. 
Mai 2002 gilt deshalb aus lärm schutztechnischer Sicht als Einzonung.

d) A u f dem südlichen Teil des Plangebietes, der durch die Kantonsstrasse und den Bahn­
betrieb stark lärm belastet ist und im vorliegenden Verfahren neu eingezont werden so ll, 
sind ebenfalls die Planungswerte e inzuhalten. Das G ebiet ist deshalb m it der d iesbezügli­
chen Schraffur oder Kennzeichnung zu versehen. Damit soll gewährle istet w erden, dass 
die P lanungswerte durch planerische, gestalterische oder bauliche M assnahm en emge- 

halten werden.

e) M it der E inhaltung der P lanungswerte bei Neubauten kann in der Regel erreicht w er­
den dass auch bei e iner künftigen Zunahm e der Lärmbelastung w enigstens die Im m issi­
onsgrenzwerte e ingehalten werden können. Dies ist insbesondere auch im Interesse der 
Lärm verursacher, in diesem Fall der SBB und des Kantons St. Gallen als E igentumerin 
der Bahnlinie bzw. der Kantonsstrasse: Liegen nämlich bei Gebäuden entlang von Larm- 
quellen Überschreitungen des Im m issionsgrenzwertes vor, so ist der Larm verursacher zur 
Lärm sanierung verpflichtet und hat die entsprechenden Kosten zu tragen.

2.3 Schutz vor nichtionisierende Strahlung
Das Am t fü r Um welt und Energie erwägt:

a) Gem äss Art. 16 der Verordnung über den Schutz vor n ichtion isierender Strahlung 
(SR 814 710- abgekürzt NI SV) dürfen Bauzonen nur dort ausgeschieden werden, wo die

snahmen eingehalten werden können.

b) Die seit der E inzonung am 17. Mai 2002 bestehende Schraffur ''Anlagegrenzwert 
NISV", welche bedeutet, dass dort bei den Orten m it em pfind licher Nutzung (OMEN) die 
Anlagegrenzwerte eingehalten werden müssen, ist beizubehalten, da dieses Gebiet nac 
Inkrafttreten der NISV am 1. Februar 2000 eingezont wurde.

c) Die E inzonung des südlichen Teils des P langebietes, hauptsächlich L iegenschaft Nr. 
1773, liegt ebenfa lls im E influssbereich von Eisenbahnfahr- und eventuell U bertragungs­

leitungen.

d) Gem äss Anhang 1 Ziffer 54 NISV beträgt der Anlagegrenzwert für den Effektivwert der 
m agnetischen Flussdichte 1 pT, gem essen als M ittelwert während 24 Stunden.
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e) Gemäss der N IS-Beurte ilung der SBB vom 21. März 2013 (vgl. Anhang A3 im Pla­
nungsbericht) w ird der Anlagegrenzwert te ilweise nicht eingehalten, Im Teilzonenplan ist 
d ieser Bereich so zu kennzeichnen, dass darin keine Orte m it em pfindlicher Nutzung er­

ste llt werden dürfen.

f) Um das Gebiet m it der bisherigen Festlegungen zum Schutz vor n ichtion isierender 
Strahlung allenfalls zu reduzieren, wäre ein detaillierter Nachweis über die Einhaltung des 
Anlagegrenzwertes zu erbringen.

2.4 Störfallvorsorge
Das Am t für Um welt und Energie erwägt:

a) Östlich des Plangebietes befindet sich der Güterbahnhof der SBB, w elcher in den Gel­
tungsbereich der Störfa llverordnung (SR 814.012; abgekürzt StFV) fällt. M it dem Betriebs­
inhaber ist Rücksprache zunehm en, um eine durch die Umzonung und Umnutzung her­
vorgerufene eventuelle R isikoerhöhung m inim ieren zu können.

b) Bei einem Neubau oder Umbau, der das Gefährdungspotential verändert, ist eine Er­
gänzung des Kurzberichtes für Betriebe nach der StFV erforderlich. Die Them atik Störfall­
vorsorge ist spätestens bei der Erarbeitung der Sondernutzungspläne zu prüfen.

2.5 Rechtliches Gehör
a) Von dieser e inschränkenden Verfügung sind die G rundeigentüm erinnen der Liegen­
schaften Nrn. 1773, 1806 (G rundeigentümerin je: SBB, 3000 Bern 65) und 2798 (Grund­
eigentümerin: Stadt Buchs) betroffen. Zur W ahrung des rechtlichen Gehörs (Art. 15 Abs. 2 
des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege, sGS 951.1; abgekürzt VRP) w urde den 
Grundeigentüm erinnen die G elegenheit zur Stellungnam e angezeigt.

b) Die Stadt Buchs sowie die SBB haben je  m it Schreiben vom 28. O ktober 2015 Stellung 
genom men. Die Anträge und Begründungen in den beiden Schreiben sind gleichlautend.

c) Die beiden Grundeigentüm erinnen bringen vor, dass die fü r den Bahnbetrieb reservier­
te Flächen faktisch zum Baugebiet zu zählen seien. Sie seien bei Erlass des ersten Zo­
nenplans nur deshalb dem übrigen Gem eindegebiet (üG) zugete ilt worden, weil für Bahn­
areale eine vorrangige Zuständigkeit des Bundes bestehe. H ingegen sei das Bahnhofare­
al dam als nicht bewusst aus der umgebenden Bauzone ausgeschlossen worden. Demzu­
folge müsse das Areal als der Bauzone zugehörig gelten. Aktuell werde som it keine neue 
Bauzone ausgeschieden, sondern nur eine Umzonung vorgenom m en1, w eshalb sowohl 
hinsichtlich Lärm als auch hinsichtlich nichtionisierender Strahlung die Im m issionsgrenz­

werte e inzuhalten seien.

2.6 Um w eltschutzrechtliche Beurteilung Stellungnahm en Grundeigentüm er
a) Die Stellungnahm en der Grundeigentüm er im Rahmen des rechtlichen Gehörs wurden 
durch das zuständige Am t für Umwelt und Energie beurteilt. Diese Beurteilung vom 14. 
Dezem ber 2015 ist als integraler Bestandteil der Genehm igungsverfügung beigelegt.

1 erste Einzonung für einen Teil des Areals bereits im Jahr 2002 erfolgt



b) Zusam m enfassend kom m t das Am t fü r Um welt und Energie zum Schluss, dass auf­
grund der gesetzlichen Grundlagen die P lanungswerte gem äss LSV und der An lage­
grenzwert gem äss NI SV zw ingend einzuhalten sind.

3 Dispositiv
ln Anwendung von Art. 31 BauG und Art. 94 Abs. 1 VRP, Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit 
Anhang 6 der Erm ächtigungsverordnung (sGS 141.41) sowie dem G ebührentarif fü r die 
Staats- und Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfügt das

Baudepartem ent:

1. Der angeführte Erlass wird im Sinne der Erwägungen genehmigt.
2. Für Neubauten und wesentliche Änderungen von Gebäuden mit lärm em pfindlichen 

Räumen sind die Planungswerte gem äss Art. 29 Abs. 1 LSV einzuhaltem
3. Im bezeichneten Bereich sind Orte m it em pfindlicher Nutzung gem äss Art. 3 Abs. 3 

NISV nur zulässig, wenn die Anlagegrenzwerte nach Anhang 1 NISV eingehalten

4. Die Festlegung "P lanungswert Lärm, aufzuheben" wird nicht genehm ig t
5. Die Festlegung "H inweis Anlagegrenzwert NISV, aufzuheben wird nicht genehmigt.
6. Die Gebühr fü r d iese Verfügung beträgt Fr. 7 5 0 .-.

Die Zonenplanänderung ist gem äss Vertrag betreffend Bezug und Nutzung von Daten der 
inform ationsebene Raumplanung innert 60 Tagen nach der Genehm igung in dig italer 
Form (itf und PDF-Datei) sowie als P lanausdruck dem Am t fü r Raum entw icklung und 
G eoinform ation, Abt. Geoinform ation, einzureichen.

Rechtsm ittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art. 31 Abs. 2 BauG i.V.m. 
Art. 47 Abs. 1 VRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung Rekurs bei der Regierung erho­

ben werden.

Freundliche Grüsse

Der Leiter des Am tes fü r Raumentw icklung 
und Geoinformation:

U. Strauss
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Beilagen
G enehm igter Erlass (zweifach)

-  Um weltschutzrechtliche Beurteilung Am t fü r Umwelt und Energie, vom 14. Dezember 
2015
Einzahlungsschein

Kopie
-  Rechtsabteilung (inkl. Erlass)
-  Am t für Raumentw icklung und Geoinform ation (inkl. Erlass)
-  Am t fü r Um welt und Energie, Recht und UVF
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